
§ 52 Anwendungsvorschriften

idF des EStG v. 8.10.2009 (BGBl. I 2009, 3366; BStBl. I 2009, 1346), zuletzt geändert durch
KlimaschutzUmsG v. 21.12.2019 (BGBl. I 2019, 2886; BStBl. I 2020, 138)

(1) 1Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts
anderes bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2020 anzuwen-
den. 2Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass
diese Fassung erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für
einen nach dem 31. Dezember 2019 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt
wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2019 zufließen.
3Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese
Fassung des Gesetzes erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden ist, die dem
Gläubiger nach dem 31. Dezember 2019 zufließen.
(2) 1§ 2a Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 Buchstabe b in der am 1. Januar 2000 gel-
tenden Fassung ist erstmals auf negative Einkünfte eines Steuerpflichtigen an-
zuwenden, die er aus einer entgeltlichen Überlassung von Schiffen auf Grund
eines nach dem 31. Dezember 1999 rechtswirksam abgeschlossenen obligatori-
schen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts erzielt. 2Für negative Ein-
künfte im Sinne des § 2a Absatz 1 und 2 in der am 24. Dezember 2008 gelten-
den Fassung, die vor dem 25. Dezember 2008 nach § 2a Absatz 1 Satz 5 be-
standskräftig gesondert festgestellt wurden, ist § 2a Absatz 1 Satz 3 bis 5 in der
am 24. Dezember 2008 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 3§ 2a Absatz 3
Satz 3, 5 und 6 in der am 29. April 1997 geltenden Fassung ist für Veranla-
gungszeiträume ab 1999 weiter anzuwenden, soweit sich ein positiver Betrag
im Sinne des § 2a Absatz 3 Satz 3 in der am 29. April 1997 geltenden Fassung
ergibt oder soweit eine in einem ausländischen Staat belegene Betriebsstätte im
Sinne des § 2a Absatz 4 in der Fassung des § 52 Absatz 3 Satz 8 in der am
30. Juli 2014 geltenden Fassung in eine Kapitalgesellschaft umgewandelt, über-
tragen oder aufgegeben wird. 4Insoweit ist in § 2a Absatz 3 Satz 5 letzter Halb-
satz in der am 29. April 1997 geltenden Fassung die Angabe „§ 10d Absatz 3“
durch die Angabe „§ 10d Absatz 4“ zu ersetzen.
(3) § 2b in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4210; 2003 I S. 179) ist weiterhin für Einkünfte aus einer Einkunftsquelle im
Sinne des § 2b anzuwenden, die der Steuerpflichtige nach dem 4. März 1999
und vor dem 11. November 2005 rechtswirksam erworben oder begründet hat.
(4) 1§ 3 Nummer 5 in der am 30. Juni 2013 geltenden Fassung ist vorbehaltlich
des Satzes 2 erstmals für den Veranlagungszeitraum 2013 anzuwenden. 2§ 3
Nummer 5 in der am 29. Juni 2013 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwen-
den für freiwillig Wehrdienst Leistende, die das Dienstverhältnis vor dem 1. Ja-
nuar 2014 begonnen haben. 3§ 3 Nummer 10 in der am 31. Dezember 2005 gel-
tenden Fassung ist weiter anzuwenden für ausgezahlte Übergangsbeihilfen an
Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, wenn das Dienstverhältnis vor dem
1. Januar 2006 begründet worden ist. 4Auf fortlaufende Leistungen nach dem
Gesetz über die Heimkehrerstiftung vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2094,
2101), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2007
(BGBl. I S. 2830) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ist § 3
Nummer 19 in der am 31. Dezember 2010 geltenden Fassung weiter anzuwen-
den. 5§ 3 Nummer 26 und 26a in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom

HHR Lfg. 298 Juni 2020 Hey | E 1



11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist in allen offenen Fällen anzuwenden.
6Für die Anwendung des § 3 Nummer 34 in der Fassung des Artikels 3 des Ge-
setzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist das Zertifizierungserforder-
nis nach § 20 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 20 Absatz 5 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch für bereits vor dem 1. Januar 2019 begonnene unzertifi-
zierte Gesundheitsmaßnahmen erstmals maßgeblich für Sachbezüge, die nach
dem 31. Dezember 2019 gewährt werden. 7§ 3 Nummer 37 in der Fassung des
Artikels 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist letztmals
für den Veranlagungszeitraum 2030 anzuwenden, sowie beim Steuerabzug vom
Arbeitslohn auf Vorteile, die in einem vor dem 1. Januar 2031 endenden Lohn-
zahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 1. Januar 2031 zugewendet
werden. 8§ 3 Nummer 40 ist erstmals anzuwenden für
1. Gewinnausschüttungen, auf die bei der ausschüttenden Körperschaft der

nach Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) aufge-
hobene Vierte Teil des Körperschaftsteuergesetzes nicht mehr anzuwenden
ist; für die übrigen in § 3 Nummer 40 genannten Erträge im Sinne des § 20
gilt Entsprechendes;

2. Erträge im Sinne des § 3 Nummer 40 Satz 1 Buchstabe a, b, c und j nach Ab-
lauf des ersten Wirtschaftsjahres der Gesellschaft, an der die Anteile beste-
hen, für das das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung des Artikels 3 des
Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) erstmals anzuwenden ist.

9§ 3 Nummer 40 Satz 3 und 4 in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung
ist für Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des Umwandlungs-
steuergesetzes in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung sind, weiter an-
zuwenden. 10§ 3 Nummer 40 Satz 3 erster Halbsatz in der am 1. Januar 2017
geltenden Fassung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2017 anzuwen-
den; der zweite Halbsatz ist anzuwenden auf Anteile, die nach dem 31. Dezem-
ber 2016 dem Betriebsvermögen zugehen. 11Bei vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahren ist § 3 Nummer 40 Buchstabe d Satz 2 in der am 30. Juni
2013 geltenden Fassung erstmals für den Veranlagungszeitraum anzuwenden,
in dem das Wirtschaftsjahr endet, das nach dem 31. Dezember 2013 begonnen
hat. 12§ 3 Nummer 40a in der am 6. August 2004 geltenden Fassung ist auf Ver-
gütungen im Sinne des § 18 Absatz 1 Nummer 4 anzuwenden, wenn die vermö-
gensverwaltende Gesellschaft oder Gemeinschaft nach dem 31. März 2002 und
vor dem 1. Januar 2009 gegründet worden ist oder soweit die Vergütungen in
Zusammenhang mit der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften
stehen, die nach dem 7. November 2003 und vor dem 1. Januar 2009 erworben
worden sind. 13§ 3 Nummer 40a in der am 19. August 2008 geltenden Fassung
ist erstmals auf Vergütungen im Sinne des § 18 Absatz 1 Nummer 4 anzuwen-
den, wenn die vermögensverwaltende Gesellschaft oder Gemeinschaft nach
dem 31. Dezember 2008 gegründet worden ist. 14§ 3 Nummer 46 in der am
17. November 2016 geltenden Fassung ist erstmals anzuwenden auf Vorteile,
die in einem nach dem 31. Dezember 2016 endenden Lohnzahlungszeitraum
oder als sonstige Bezüge nach dem 31. Dezember 2016 zugewendet werden,
und letztmals anzuwenden auf Vorteile, die in einem vor dem 1. Januar 2031
endenden Lohnzahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 1. Januar
2031 zugewendet werden. 15Der Höchstbetrag nach § 3 Nummer 63 Satz 1 ver-
ringert sich um Zuwendungen, auf die § 40b Absatz 1 und 2 Satz 1 und 2 in der
am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung angewendet wird. 16§ 3 Nummer 63
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Satz 3 in der ab dem 1. Januar 2018 geltenden Fassung ist nicht anzuwenden,
soweit § 40b Absatz 1 und 2 Satz 3 und 4 in der am 31. Dezember 2004 gelten-
den Fassung angewendet wird. 17§ 3 Nummer 71 in der am 31. Dezember 2014
geltenden Fassung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2013 anzuwen-
den. 18§ 3 Nummer 71 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 27. Juni
2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2017 anzu-
wenden.
(4a) 1§ 3a in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I
S. 2074) ist erstmals in den Fällen anzuwenden, in denen die Schulden ganz
oder teilweise nach dem 8. Februar 2017 erlassen wurden. 2Satz 1 gilt bei einem
Schuldenerlass nach dem 8. Februar 2017 nicht, wenn dem Steuerpflichtigen
auf Antrag Billigkeitsmaßnahmen aus Gründen des Vertrauensschutzes für ei-
nen Sanierungsertrag auf Grundlage von § 163 Absatz 1 Satz 2 und den §§ 222,
227 der Abgabenordnung zu gewähren sind. 3Auf Antrag des Steuerpflichtigen
ist § 3a auch in den Fällen anzuwenden, in denen die Schulden vor dem 9. Fe-
bruar 2017 erlassen wurden. 4Satz 1 gilt auch für § 3a Absatz 3a in der Fassung
des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451).
(5) 1§ 3c Absatz 2 Satz 3 und 4 in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung
ist für Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des Umwandlungs-
steuergesetzes in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung sind, weiter an-
zuwenden. 2§ 3c Absatz 2 in der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung ist
erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014
beginnen. 3§ 3c Absatz 4 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist für Betriebsvermögensminderungen oder
Betriebsausgaben in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang mit ei-
nem Schuldenerlass nach dem 8. Februar 2017 anzuwenden, für den § 3a ange-
wendet wird. 4§ 3c Absatz 4 ist auch in den Fällen anzuwenden, in denen dem
Steuerpflichtigen die Steuerbefreiung des § 3a auf Grund eines Antrags nach
Absatz 4a Satz 3 gewährt wird.
(6) 1§ 4 Absatz 1 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2010 (BGBl. I S. 1768) gilt in allen Fällen, in denen § 4 Absatz 1 Satz 3
anzuwenden ist. 2§ 4 Absatz 3 Satz 4 ist nicht anzuwenden, soweit die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten vor dem 1. Januar 1971 als Betriebsausgaben
abgesetzt worden sind. 3§ 4 Absatz 3 Satz 4 und 5 in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 28. April 2006 (BGBl. I S. 1095) ist erstmals für Wirtschafts-
güter anzuwenden, die nach dem 5. Mai 2006 angeschafft, hergestellt oder in
das Betriebsvermögen eingelegt werden. 4Die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten für nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die vor
dem 5. Mai 2006 angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermögen einge-
legt wurden, sind erst im Zeitpunkt des Zuflusses des Veräußerungserlöses
oder im Zeitpunkt der Entnahme als Betriebsausgaben zu berücksichtigen. 5§ 4
Absatz 4a in der Fassung des Gesetzes vom 22. Dezember 1999 (BGBl. I
S. 2601) ist erstmals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 31. De-
zember 1998 endet. 6Über- und Unterentnahmen vorangegangener Wirt-
schaftsjahre bleiben unberücksichtigt. 7Bei vor dem 1. Januar 1999 eröffneten
Betrieben sind im Fall der Betriebsaufgabe bei der Überführung von Wirt-
schaftsgütern aus dem Betriebsvermögen in das Privatvermögen die Buchwerte
nicht als Entnahme anzusetzen; im Fall der Betriebsveräußerung ist nur der
Veräußerungsgewinn als Entnahme anzusetzen. 8§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5
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in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 20. Februar 2013 (BGBl. I
S. 285) ist erstmals ab dem 1. Januar 2014 anzuwenden. 9§ 4 Absatz 5 Satz 1
Nummer 6a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 20. Februar 2013
(BGBl. I S. 285) ist erstmals ab dem 1. Januar 2014 anzuwenden. 10§ 4 Absatz 5
Satz 1 Nummer 8 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. Dezember
2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden auf nach dem 31. Dezember
2018 festgesetzte Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwarnungsgelder sowie
auf nach dem 31. Dezember 2018 entstandene mit der Geldbuße, dem Ord-
nungsgeld oder dem Verwarnungsgeld zusammenhängende Aufwendungen.
11§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 8a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden auf nach
dem 31. Dezember 2018 festgesetzte Zinsen im Sinne der Vorschrift. 12§ 4 Ab-
satz 10 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019
(BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden auf nach dem 31. Dezember 2019
durchgeführte Übernachtungen im Sinne der Vorschrift.
(7) (weggefallen)
(8) § 4f in der Fassung des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4318)
ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 28. November
2013 enden.
(8a) § 4j in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I
S. 2074) ist erstmals für Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2017 entstehen.
(9) 1§ 5 Absatz 7 in der Fassung des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (BGBl. I
S. 4318) ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 28. No-
vember 2013 enden. 2Auf Antrag kann § 5 Absatz 7 auch für frühere Wirt-
schaftsjahre angewendet werden. 3Bei Schuldübertragungen, Schuldbeitritten
und Erfüllungsübernahmen, die vor dem 14. Dezember 2011 vereinbart wur-
den, ist § 5 Absatz 7 Satz 5 mit der Maßgabe anzuwenden, dass für einen Ge-
winn, der sich aus der Anwendung von § 5 Absatz 7 Satz 1 bis 3 ergibt, jeweils
in Höhe von 19 Zwanzigsteln eine gewinnmindernde Rücklage gebildet werden
kann, die in den folgenden 19 Wirtschaftsjahren jeweils mit mindestens einem
Neunzehntel gewinnerhöhend aufzulösen ist.
(10) 1§ 5a Absatz 3 in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom 29. Dezem-
ber 2003 (BGBl. I S. 3076) ist erstmals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden,
das nach dem 31. Dezember 2005 endet. 2§ 5a Absatz 3 Satz 1 in der am 31. De-
zember 2003 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden, wenn der Steuer-
pflichtige im Fall der Anschaffung das Handelsschiff auf Grund eines vor dem
1. Januar 2006 rechtswirksam abgeschlossenen schuldrechtlichen Vertrags oder
gleichgestellten Rechtsakts angeschafft oder im Fall der Herstellung mit der
Herstellung des Handelsschiffs vor dem 1. Januar 2006 begonnen hat. 3In Fäl-
len des Satzes 2 muss der Antrag auf Anwendung des § 5a Absatz 1 spätestens
bis zum Ablauf des Wirtschaftsjahres gestellt werden, das vor dem 1. Januar
2008 endet. 4Soweit Ansparabschreibungen im Sinne des § 7g Absatz 3 in der
am 17. August 2007 geltenden Fassung zum Zeitpunkt des Übergangs zur Ge-
winnermittlung nach § 5a Absatz 1 noch nicht gewinnerhöhend aufgelöst wor-
den sind, ist § 5a Absatz 5 Satz 3 in der am 17. August 2007 geltenden Fassung
weiter anzuwenden. 5§ 5a Absatz 6 in der durch Artikel 1 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) geänderten Fassung ist erstmals für Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2018 beginnen.
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(11) § 5b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2850) ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2010 beginnen.
(12) 1§ 6 Absatz 1 Nummer 1b kann auch für Wirtschaftsjahre angewendet
werden, die vor dem 23. Juli 2016 enden. 2§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 6 ist bis
zum 31. Dezember 2030 anzuwenden. 3§ 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchsta-
be c in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018
(BGBl. I S. 2338) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2017 in ein Betriebsvermögen eingelegt werden. 4§ 6 Absatz 2
Satz 4 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I
S. 2143) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2017 angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt
werden. 5§ 6 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 2017 angeschafft, hergestellt oder in das Betriebs-
vermögen eingelegt werden. 6§ 6 Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz in der am
14. Dezember 2010 geltenden Fassung gilt in allen Fällen, in denen § 4 Absatz 1
Satz 3 anzuwenden ist. 7§ 6 Absatz 2a in der Fassung des Artikels 1 des Geset-
zes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 2017 angeschafft, hergestellt oder in
das Betriebsvermögen eingelegt werden.
(13) (weggefallen)
(14) 1§ 6b Absatz 2a in der am 6. November 2015 geltenden Fassung ist auch
auf Gewinne im Sinne des § 6b Absatz 2 anzuwenden, die vor dem 6. November
2015 entstanden sind. 2§ 6b Absatz 10 Satz 11 in der am 12. Dezember 2006
geltenden Fassung ist für Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne des § 21
des Umwandlungssteuergesetzes in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fas-
sung sind, weiter anzuwenden. 3§ 6b Absatz 2a in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist erstmals auf Ge-
winne im Sinne des § 6b Absatz 2 anzuwenden, die in nach dem 31. Dezember
2017 beginnenden Wirtschaftsjahren entstanden sind.
(14a) § 6e in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019
(BGBl. I S. 2451) ist auch in Wirtschaftsjahren anzuwenden, die vor dem
18. Dezember 2019 enden.
(15) 1Bei Wirtschaftsgütern, die vor dem 1. Januar 2001 angeschafft oder her-
gestellt worden sind, ist § 7 Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes vom
22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601) weiter anzuwenden. 2Bei Gebäuden, so-
weit sie zu einem Betriebsvermögen gehören und nicht Wohnzwecken dienen,
ist § 7 Absatz 4 Satz 1 und 2 in der am 31. Dezember 2000 geltenden Fassung
weiter anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige im Fall der Herstellung vor dem
1. Januar 2001 mit der Herstellung des Gebäudes begonnen hat oder im Fall
der Anschaffung das Objekt auf Grund eines vor dem 1. Januar 2001 rechts-
wirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichstehenden
Rechtsakts angeschafft hat. 3Als Beginn der Herstellung gilt bei Gebäuden, für
die eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauan-
trag gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien Gebäuden, für die Bauunterla-
gen einzureichen sind, der Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht
werden.
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(15a) 1Die Inanspruchnahme der Sonderabschreibungen nach § 7b in der Fas-
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1122) kann
erstmalig für den Veranlagungszeitraum 2018 und letztmalig für den Veranla-
gungszeitraum 2026, in den Fällen des § 4a letztmalig für Wirtschaftsjahre, die
vor dem 1. Januar 2027 enden, geltend gemacht werden. 2Das gilt auch dann,
wenn der Abschreibungszeitraum nach § 7b Absatz 1 noch nicht abgelaufen ist.
(15b) § 7c in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019
(BGBl. I S. 2451) ist für nach dem 31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar
2031 angeschaffte neue Elektrolieferfahrzeuge anzuwenden.
(16) 1§ 7g Absatz 1 bis 4 in der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung ist erst-
mals für Investitionsabzugsbeträge anzuwenden, die in nach dem 31. Dezem-
ber 2015 endenden Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen werden. 2Bei In-
vestitionsabzugsbeträgen, die in vor dem 1. Januar 2016 endenden Wirtschafts-
jahren in Anspruch genommen wurden, ist § 7g Absatz 1 bis 4 in der am
31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 3Soweit vor dem
1. Januar 2016 beanspruchte Investitionsabzugsbeträge noch nicht hinzuge-
rechnet oder rückgängig gemacht worden sind, vermindert sich der Höchstbe-
trag von 200000 Euro nach § 7g Absatz 1 Satz 4 in der am 1. Januar 2016 gel-
tenden Fassung entsprechend. 4In Wirtschaftsjahren, die nach dem 31. Dezem-
ber 2008 und vor dem 1. Januar 2011 enden, ist § 7g Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei Gewerbebetrieben oder der selbständi-
gen Arbeit dienenden Betrieben, die ihren Gewinn nach § 4 Absatz 1 oder § 5
ermitteln, ein Betriebsvermögen von 335000 Euro, bei Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft ein Wirtschaftswert oder Ersatzwirtschaftswert von
175000 Euro und bei Betrieben, die ihren Gewinn nach § 4 Absatz 3 ermitteln,
ohne Berücksichtigung von Investitionsabzugsbeträgen ein Gewinn von
200000 Euro nicht überschritten wird. 5Bei Wirtschaftsgütern, die nach dem
31. Dezember 2008 und vor dem 1. Januar 2011 angeschafft oder hergestellt
worden sind, ist § 7g Absatz 6 Nummer 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass
der Betrieb zum Schluss des Wirtschaftsjahres, das der Anschaffung oder Her-
stellung vorangeht, die Größenmerkmale des Satzes 1 nicht überschreitet.
(16a) 1§ 7h Absatz 1a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals auf Baumaßnahmen anzuwenden,
mit denen nach dem 31. Dezember 2018 begonnen wurde. 2Als Beginn der Bau-
maßnahmen am Gebäude, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, gilt
der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt wurde. 3Bei baugenehmigungs-
freien Baumaßnahmen, für die Bauunterlagen einzureichen sind, gilt als Be-
ginn der Baumaßnahmen der Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht
werden. 4§ 7h Absatz 2 Satz 1 letzter Halbsatz in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden
auf Bescheinigungen der zuständigen Gemeindebehörde, die nach dem 31. De-
zember 2018 erteilt werden. 5§ 7h Absatz 3 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden
auf Baumaßnahmen, mit denen nach dem 31. Dezember 2018 begonnen wurde
sowie auf Bescheinigungen, die nach dem 31. Dezember 2018 erteilt werden.
(16b) 1§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden
auf Sonderabschreibungen nach § 7b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1122). 2§ 9 Absatz 5 Satz 2 in der Fassung des
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Artikels 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals für
Aufwendungen im Sinne des § 4j in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2017 entstehen. 3§ 9 Absatz 5 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist auch für Veranlagungszeiträume
vor 2019 anzuwenden.
(17) § 9b Absatz 2 in der Fassung des Artikels 11 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 2013 (BGBl. I S. 4318) ist auf Mehr- und Minderbeträge infolge von Ände-
rungen der Verhältnisse im Sinne von § 15a des Umsatzsteuergesetzes anzu-
wenden, die nach dem 28. November 2013 eingetreten sind.
(18) 1§ 10 Absatz 1a Nummer 2 in der am 1. Januar 2015 geltenden Fassung ist
auf alle Versorgungsleistungen anzuwenden, die auf Vermögensübertragungen
beruhen, die nach dem 31. Dezember 2007 vereinbart worden sind. 2Für Ver-
sorgungsleistungen, die auf Vermögensübertragungen beruhen, die vor dem
1. Januar 2008 vereinbart worden sind, gilt dies nur, wenn das übertragene
Vermögen nur deshalb einen ausreichenden Ertrag bringt, weil ersparte Auf-
wendungen, mit Ausnahme des Nutzungsvorteils eines vom Vermögensüber-
nehmer zu eigenen Zwecken genutzten Grundstücks, zu den Erträgen des Ver-
mögens gerechnet werden. 3§ 10 Absatz 1 Nummer 5 in der am 1. Januar 2012
geltenden Fassung gilt auch für Kinder, die wegen einer vor dem 1. Januar
2007 in der Zeit ab Vollendung des 25. Lebensjahres und vor Vollendung des
27. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinde-
rung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. 4§ 10 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018
(BGBl. I S. 2338) ist in allen offenen Fällen anzuwenden. 5§ 10 Absatz 4b Satz 4
bis 6 in der am 30. Juni 2013 geltenden Fassung ist erstmals für die Übermitt-
lung der Daten des Veranlagungszeitraums 2016 anzuwenden. 6§ 10 Absatz 5
in der am 31. Dezember 2009 geltenden Fassung ist auf Beiträge zu Versiche-
rungen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchsta-
be bb bis dd in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung weiterhin anzu-
wenden, wenn die Laufzeit dieser Versicherungen vor dem 1. Januar 2005 be-
gonnen hat und ein Versicherungsbeitrag bis zum 31. Dezember 2004
entrichtet wurde.
(18a) § 10b Absatz 1 Satz 8 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals auf Mitgliedsbeiträge anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 2019 gezahlt werden.
(19) 1Für nach dem 31. Dezember 1986 und vor dem 1. Januar 1991 hergestellte
oder angeschaffte Wohnungen im eigenen Haus oder Eigentumswohnungen
sowie in diesem Zeitraum fertiggestellte Ausbauten oder Erweiterungen ist
§ 10e in der am 30. Dezember 1989 geltenden Fassung weiter anzuwenden.
2Für nach dem 31. Dezember 1990 hergestellte oder angeschaffte Wohnungen
im eigenen Haus oder Eigentumswohnungen sowie in diesem Zeitraum fertig-
gestellte Ausbauten oder Erweiterungen ist § 10e in der am 28. Juni 1991 gel-
tenden Fassung weiter anzuwenden. 3Abweichend von Satz 2 ist § 10e Absatz 1
bis 5 und 6 bis 7 in der am 28. Juni 1991 geltenden Fassung erstmals für den
Veranlagungszeitraum 1991 bei Objekten im Sinne des § 10e Absatz 1 und 2
anzuwenden, wenn im Fall der Herstellung der Steuerpflichtige nach dem
30. September 1991 den Bauantrag gestellt oder mit der Herstellung des Ob-
jekts begonnen hat oder im Fall der Anschaffung der Steuerpflichtige das Ob-
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jekt nach dem 30. September 1991 auf Grund eines nach diesem Zeitpunkt
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichstehenden
Rechtsakts angeschafft hat oder mit der Herstellung des Objekts nach dem
30. September 1991 begonnen worden ist. 4§ 10e Absatz 5a ist erstmals bei den
in § 10e Absatz 1 und 2 bezeichneten Objekten anzuwenden, wenn im Fall der
Herstellung der Steuerpflichtige den Bauantrag nach dem 31. Dezember 1991
gestellt oder, falls ein solcher nicht erforderlich ist, mit der Herstellung nach
diesem Zeitpunkt begonnen hat, oder im Fall der Anschaffung der Steuer-
pflichtige das Objekt auf Grund eines nach dem 31. Dezember 1991 rechtswirk-
sam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts
angeschafft hat. 5§ 10e Absatz 1 Satz 4 in der am 27. Juni 1993 geltenden Fas-
sung und § 10e Absatz 6 Satz 3 in der am 30. Dezember 1993 geltenden Fas-
sung sind erstmals anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige das Objekt auf
Grund eines nach dem 31. Dezember 1993 rechtswirksam abgeschlossenen ob-
ligatorischen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat. 6§ 10e
ist letztmals anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige im Fall der Herstellung
vor dem 1. Januar 1996 mit der Herstellung des Objekts begonnen hat oder im
Fall der Anschaffung das Objekt auf Grund eines vor dem 1. Januar 1996
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichstehenden
Rechtsakts angeschafft hat. 7Als Beginn der Herstellung gilt bei Objekten, für
die eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauan-
trag gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien Objekten, für die Bauunterlagen
einzureichen sind, gilt als Beginn der Herstellung der Zeitpunkt, in dem die
Bauunterlagen eingereicht werden.
(20) § 12 Nummer 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals anzuwenden auf nach dem 31. Dezem-
ber 2018 festgesetzte Geldstrafen, sonstige Rechtsfolgen vermögensrechtlicher
Art, bei denen der Strafcharakter überwiegt, und Leistungen zur Erfüllung von
Auflagen oder Weisungen, soweit die Auflagen oder Weisungen nicht lediglich
der Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens dienen, sowie
auf nach dem 31. Dezember 2018 entstandene damit zusammenhängende Auf-
wendungen.
(21) (weggefallen)
(22) Für die Anwendung des § 13 Absatz 7 in der am 31. Dezember 2005 gel-
tenden Fassung gilt Absatz 25 entsprechend.
(22a) 1§ 13a in der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung ist letztmals für
das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das vor dem 31. Dezember 2015 endet. 2§ 13a
in der am 1. Januar 2015 geltenden Fassung ist erstmals für das Wirtschaftsjahr
anzuwenden, das nach dem 30. Dezember 2015 endet. 3Die Bindungsfrist auf
Grund des § 13a Absatz 2 Satz 1 in der am 31. Dezember 2014 geltenden Fas-
sung bleibt bestehen.
(23) 1§ 15 Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 ist auch für Veranlagungszeiträume vor
2019 anzuwenden. 2§ 15 Absatz 4 Satz 2 und 7 in der am 30. Juni 2013 gelten-
den Fassung ist in allen Fällen anzuwenden, in denen am 30. Juni 2013 die Fest-
stellungsfrist noch nicht abgelaufen ist.
(24) 1§ 15a ist nicht auf Verluste anzuwenden, soweit sie
1. durch Sonderabschreibungen nach § 82f der Einkommensteuer-Durchfüh-

rungsverordnung,
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2. durch Absetzungen für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen nach § 7 Ab-
satz 2 von den Herstellungskosten oder von den Anschaffungskosten von in
ungebrauchtem Zustand vom Hersteller erworbenen Seeschiffen, die in ei-
nem inländischen Seeschiffsregister eingetragen sind,

entstehen; Nummer 1 gilt nur bei Schiffen, deren Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten zu mindestens 30 Prozent durch Mittel finanziert werden, die we-
der unmittelbar noch mittelbar in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der
Aufnahme von Krediten durch den Gewerbebetrieb stehen, zu dessen Betriebs-
vermögen das Schiff gehört. 2§ 15a ist in diesen Fällen erstmals anzuwenden
auf Verluste, die in nach dem 31. Dezember 1999 beginnenden Wirtschaftsjah-
ren entstehen, wenn der Schiffbauvertrag vor dem 25. April 1996 abgeschlossen
worden ist und der Gesellschafter der Gesellschaft vor dem 1. Januar 1999 bei-
getreten ist; soweit Verluste, die in dem Betrieb der Gesellschaft entstehen und
nach Satz 1 oder nach § 15a Absatz 1 Satz 1 ausgleichsfähig oder abzugsfähig
sind, zusammen das Eineinviertelfache der insgesamt geleisteten Einlage über-
steigen, ist § 15a auf Verluste anzuwenden, die in nach dem 31. Dezember 1994
beginnenden Wirtschaftsjahren entstehen. 3Scheidet ein Kommanditist oder
ein anderer Mitunternehmer, dessen Haftung der eines Kommanditisten ver-
gleichbar ist und dessen Kapitalkonto in der Steuerbilanz der Gesellschaft auf
Grund von ausgleichs- oder abzugsfähigen Verlusten negativ geworden ist, aus
der Gesellschaft aus oder wird in einem solchen Fall die Gesellschaft aufgelöst,
so gilt der Betrag, den der Mitunternehmer nicht ausgleichen muss, als Veräu-
ßerungsgewinn im Sinne des § 16. 4In Höhe der nach Satz 3 als Gewinn zuzu-
rechnenden Beträge sind bei den anderen Mitunternehmern unter Berücksich-
tigung der für die Zurechnung von Verlusten geltenden Grundsätze Verlustan-
teile anzusetzen. 5Bei der Anwendung des § 15a Absatz 3 sind nur Verluste zu
berücksichtigen, auf die § 15a Absatz 1 anzuwenden ist.
(25) 1§ 15b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2005
(BGBl. I S. 3683) ist nur auf Verluste der dort bezeichneten Steuerstundungs-
modelle anzuwenden, denen der Steuerpflichtige nach dem 10. November 2005
beigetreten ist oder für die nach dem 10. November 2005 mit dem Außenver-
trieb begonnen wurde. 2Der Außenvertrieb beginnt in dem Zeitpunkt, in dem
die Voraussetzungen für die Veräußerung der konkret bestimmbaren Fondsan-
teile erfüllt sind und die Gesellschaft selbst oder über ein Vertriebsunterneh-
men mit Außenwirkung an den Markt herangetreten ist. 3Dem Beginn des Au-
ßenvertriebs stehen der Beschluss von Kapitalerhöhungen und die Reinvesti-
tion von Erlösen in neue Projekte gleich. 4Besteht das Steuerstundungsmodell
nicht im Erwerb eines Anteils an einem geschlossenen Fonds, ist § 15b in der
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3683)
anzuwenden, wenn die Investition nach dem 10. November 2005 rechtsverbind-
lich getätigt wurde. 5§ 15b Absatz 3a ist erstmals auf Verluste der dort bezeich-
neten Steuerstundungsmodelle anzuwenden, bei denen Wirtschaftsgüter des
Umlaufvermögens nach dem 28. November 2013 angeschafft, hergestellt oder
in das Betriebsvermögen eingelegt werden.
(25a) 1§ 17 Absatz 2a in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals für Veräußerungen im Sinne von
§ 17 Absatz 1, 4 oder 5 nach dem 31. Juli 2019 anzuwenden. 2Auf Antrag des
Steuerpflichtigen ist § 17 Absatz 2a Satz 1 bis 4 auch für Veräußerungen im
Sinne von § 17 Absatz 1, 4 oder 5 vor dem 31. Juli 2019 anzuwenden.
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(26) Für die Anwendung des § 18 Absatz 4 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 22. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3683) gilt Absatz 25 entspre-
chend.
(26a) § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Satz 2 und 3 in der am 31. Dezember
2014 geltenden Fassung gilt für alle Zahlungen des Arbeitgebers nach dem
30. Dezember 2014.
(27) § 19a in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fassung ist weiter anzuwen-
den, wenn
1. die Vermögensbeteiligung vor dem 1. April 2009 überlassen wird oder
2. auf Grund einer am 31. März 2009 bestehenden Vereinbarung ein Anspruch

auf die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung einer Vermögensbeteili-
gung besteht sowie die Vermögensbeteiligung vor dem 1. Januar 2016 über-
lassen wird

und der Arbeitgeber bei demselben Arbeitnehmer im Kalenderjahr nicht § 3
Nummer 39 anzuwenden hat.
(28) 1Für die Anwendung des § 20 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 in der am 31. De-
zember 2005 geltenden Fassung gilt Absatz 25 entsprechend. 2Für die Anwen-
dung von § 20 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und Absatz 2b in der am 1. Januar
2007 geltenden Fassung gilt Absatz 25 entsprechend. 3§ 20 Absatz 1 Nummer 6
in der Fassung des Gesetzes vom 7. September 1990 (BGBl. I S. 1898) ist erst-
mals auf nach dem 31. Dezember 1974 zugeflossene Zinsen aus Versicherungs-
verträgen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1973 abgeschlossen worden
sind. 4§ 20 Absatz 1 Nummer 6 in der Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember
1996 (BGBl. I S. 2049) ist erstmals auf Zinsen aus Versicherungsverträgen an-
zuwenden, bei denen die Ansprüche nach dem 31. Dezember 1996 entgeltlich
erworben worden sind. 5Für Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen, die
vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossen worden sind, ist § 20 Absatz 1 Num-
mer 6 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung mit der Maßgabe wei-
terhin anzuwenden, dass in Satz 3 die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe b Satz 5“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Satz 6“
ersetzt werden. 6§ 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 3 in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) ist erstmals anzuwen-
den auf Versicherungsleistungen im Erlebensfall bei Versicherungsverträgen,
die nach dem 31. Dezember 2006 abgeschlossen werden, und auf Versiche-
rungsleistungen bei Rückkauf eines Vertrages nach dem 31. Dezember 2006.
7§ 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 2 ist für Vertragsabschlüsse nach dem 31. De-
zember 2011 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Versicherungsleistung
nach Vollendung des 62. Lebensjahres des Steuerpflichtigen ausgezahlt wird.
8§ 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) ist für alle Versicherungsverträge an-
zuwenden, die nach dem 31. März 2009 abgeschlossen werden oder bei denen
die erstmalige Beitragsleistung nach dem 31. März 2009 erfolgt. 9Wird auf
Grund einer internen Teilung nach § 10 des Versorgungsausgleichsgesetzes
oder einer externen Teilung nach § 14 des Versorgungsausgleichsgesetzes ein
Anrecht in Form eines Versicherungsvertrags zugunsten der ausgleichsberech-
tigten Person begründet, so gilt dieser Vertrag insoweit zu dem gleichen Zeit-
punkt als abgeschlossen wie derjenige der ausgleichspflichtigen Person. 10§ 20
Absatz 1 Nummer 6 Satz 7 und 8 ist auf Versicherungsleistungen anzuwenden,
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die auf Grund eines nach dem 31. Dezember 2014 eingetretenen Versiche-
rungsfalles ausgezahlt werden. 11§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 in der am
18. August 2007 geltenden Fassung ist erstmals auf Gewinne aus der Veräuße-
rung von Anteilen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2008 erworben
wurden. 12§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 in der am 18. August 2007 geltenden
Fassung ist erstmals auf Gewinne aus Termingeschäften anzuwenden, bei de-
nen der Rechtserwerb nach dem 31. Dezember 2008 stattgefunden hat. 13§ 20
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, 5 und 8 in der am 18. August 2007 geltenden Fas-
sung ist erstmals auf Gewinne anzuwenden, bei denen die zugrunde liegenden
Wirtschaftsgüter, Rechte oder Rechtspositionen nach dem 31. Dezember 2008
erworben oder geschaffen wurden. 14§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 in der am
18. August 2007 geltenden Fassung ist erstmals auf die Veräußerung von An-
sprüchen nach dem 31. Dezember 2008 anzuwenden, bei denen der Versiche-
rungsvertrag nach dem 31. Dezember 2004 abgeschlossen wurde; dies gilt auch
für Versicherungsverträge, die vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossen wurden,
sofern bei einem Rückkauf zum Veräußerungszeitpunkt die Erträge nach § 20
Absatz 1 Nummer 6 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung steuer-
pflichtig wären. 15§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 14. August 2007 (BGBl. I S. 1912) ist erstmals auf nach dem
31. Dezember 2008 zufließende Kapitalerträge aus der Veräußerung sonstiger
Kapitalforderungen anzuwenden. 16Für Kapitalerträge aus Kapitalforderungen,
die zum Zeitpunkt des vor dem 1. Januar 2009 erfolgten Erwerbs zwar Kapital-
forderungen im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 7 in der am 31. Dezember
2008 anzuwendenden Fassung, aber nicht Kapitalforderungen im Sinne des
§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 in der am 31. Dezember 2008 anzuwendenden
Fassung sind, ist § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 nicht anzuwenden; für die bei
der Veräußerung in Rechnung gestellten Stückzinsen ist Satz 15 anzuwenden;
Kapitalforderungen im Sinne des § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 in der am
31. Dezember 2008 anzuwendenden Fassung liegen auch vor, wenn die Rück-
zahlung nur teilweise garantiert ist oder wenn eine Trennung zwischen Ertrags-
und Vermögensebene möglich erscheint. 17Bei Kapitalforderungen, die zwar
nicht die Voraussetzungen von § 20 Absatz 1 Nummer 7 in der am 31. Dezem-
ber 2008 geltenden Fassung, aber die Voraussetzungen von § 20 Absatz 1 Num-
mer 7 in der am 18. August 2007 geltenden Fassung erfüllen, ist § 20 Absatz 2
Satz 1 Nummer 7 in Verbindung mit § 20 Absatz 1 Nummer 7 vorbehaltlich
der Regelung in Absatz 31 Satz 2 und 3 auf alle nach dem 30. Juni 2009 zuflie-
ßenden Kapitalerträge anzuwenden, es sei denn, die Kapitalforderung wurde
vor dem 15. März 2007 angeschafft. 18§ 20 Absatz 4a Satz 3 in der Fassung des
Artikels 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) ist erstmals für
Wertpapiere anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2009 geliefert wurden,
sofern für die Lieferung § 20 Absatz 4 anzuwenden ist. 19§ 20 Absatz 2 und 4 in
der am 27. Juli 2016 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2017 an-
zuwenden. 20§ 20 Absatz 1 in der am 27. Juli 2016 geltenden Fassung ist erst-
mals ab dem 1. Januar 2018 anzuwenden. 21Investmenterträge nach § 20 Ab-
satz 1 Nummer 6 Satz 9 sind
1. die nach dem 31. Dezember 2017 zugeflossenen Ausschüttungen nach § 2

Absatz 11 des Investmentsteuergesetzes,
2. die realisierten oder unrealisierten Wertveränderungen aus Investmentan-

teilen nach § 2 Absatz 4 Satz 1 des Investmentsteuergesetzes, die das Versi-
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cherungsunternehmen nach dem 31. Dezember 2017 dem Sicherungsvermö-
gen zur Sicherung der Ansprüche des Steuerpflichtigen zugeführt hat, und

3. die realisierten oder unrealisierten Wertveränderungen aus Investmentan-
teilen nach § 2 Absatz 4 Satz 1 des Investmentsteuergesetzes, die das Versi-
cherungsunternehmen vor dem 1. Januar 2018 dem Sicherungsvermögen
zur Sicherung der Ansprüche des Steuerpflichtigen zugeführt hat, soweit
Wertveränderungen gegenüber dem letzten im Kalenderjahr 2017 festge-
setzten Rücknahmepreis des Investmentanteils eingetreten sind.

22Wird kein Rücknahmepreis festgesetzt, tritt der Börsen- oder Marktpreis1 an
die Stelle des Rücknahmepreises. 23§ 20 Absatz 6 Satz 5 in der Fassung des Arti-
kels 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2875) ist auf Verluste
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 entstehen. 24§ 20 Absatz 6
Satz 6 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2019
(BGBl. I S. 2875) ist auf Verluste anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2019 entstehen.
(29) Für die Anwendung des § 21 Absatz 1 Satz 2 in der am 31. Dezember 2005
geltenden Fassung gilt Absatz 25 entsprechend.
(30) Für die Anwendung des § 22 Nummer 1 Satz 1 zweiter Halbsatz in der am
31. Dezember 2005 geltenden Fassung gilt Absatz 25 entsprechend.
(30a) § 22a Absatz 2 Satz 2 in der am 1. Januar 2017 geltenden Fassung ist erst-
mals für die Übermittlung von Daten ab dem 1. Januar 2019 anzuwenden.
(31) 1§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der am 18. August 2007 geltenden Fas-
sung ist erstmals auf Veräußerungsgeschäfte anzuwenden, bei denen die Wirt-
schaftsgüter nach dem 31. Dezember 2008 auf Grund eines nach diesem Zeit-
punkt rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichste-
henden Rechtsakts angeschafft wurden; § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2
in der am 14. Dezember 2010 geltenden Fassung ist erstmals auf Veräuße-
rungsgeschäfte anzuwenden, bei denen die Gegenstände des täglichen Ge-
brauchs auf Grund eines nach dem 13. Dezember 2010 rechtskräftig abge-
schlossenen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts angeschafft wurden.
2§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der am 1. Januar 1999 geltenden Fassung
ist letztmals auf Veräußerungsgeschäfte anzuwenden, bei denen die Wirt-
schaftsgüter vor dem 1. Januar 2009 erworben wurden. 3§ 23 Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016
(BGBl. I S. 3000) ist erstmals auf Veräußerungsgeschäfte anzuwenden, bei de-
nen die Veräußerung auf einem nach dem 23. Dezember 2016 rechtswirksam
abgeschlossenen obligatorischen Vertrag oder gleichstehenden Rechtsakt be-
ruht. 4§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist auf Termingeschäfte anzuwenden, bei
denen der Erwerb des Rechts auf einen Differenzausgleich, Geldbetrag oder
Vorteil nach dem 31. Dezember 1998 und vor dem 1. Januar 2009 erfolgt. 5§ 23
Absatz 3 Satz 4 in der am 1. Januar 2000 geltenden Fassung ist auf Veräuße-
rungsgeschäfte anzuwenden, bei denen der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut
nach dem 31. Juli 1995 und vor dem 1. Januar 2009 angeschafft oder nach dem
31. Dezember 1998 und vor dem 1. Januar 2009 fertiggestellt hat; § 23 Absatz 3
Satz 4 in der am 1. Januar 2009 geltenden Fassung ist auf Veräußerungsge-
schäfte anzuwenden, bei denen der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut nach
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dem 31. Dezember 2008 angeschafft oder fertiggestellt hat. 6§ 23 Absatz 1
Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 3 in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fas-
sung sind für Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des Um-
wandlungssteuergesetzes in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung sind,
weiter anzuwenden.
(32) 1§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) ist erstmals für Kinder anzuwenden, die im
Veranlagungszeitraum 2007 wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres
eingetretenen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung außerstande
sind, sich selbst zu unterhalten; für Kinder, die wegen einer vor dem 1. Januar
2007 in der Zeit ab der Vollendung des 25. Lebensjahres und vor Vollendung
des 27. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen oder seelischen Be-
hinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, ist § 32 Absatz 4 Satz 1
Nummer 3 weiterhin in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden Fassung an-
zuwenden. 2§ 32 Absatz 5 ist nur noch anzuwenden, wenn das Kind den Dienst
oder die Tätigkeit vor dem 1. Juli 2011 angetreten hat. 3Für die nach § 10 Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und den §§ 10a, 82 begünstigten Verträge, die
vor dem 1. Januar 2007 abgeschlossen wurden, gelten für das Vorliegen einer
begünstigten Hinterbliebenenversorgung die Altersgrenzen des § 32 in der am
31. Dezember 2006 geltenden Fassung. 4Dies gilt entsprechend für die Anwen-
dung des § 93 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe b.
(32a) 1§ 32a Absatz 1 und § 51a Absatz 2a Satz 1 in der am 23. Juli 2015 gelten-
den Fassung sind beim Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals anzuwenden auf
laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. November 2015 endenden
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem
30. November 2015 zufließen. 2Bei der Lohnsteuerberechnung auf laufenden
Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. November 2015, aber vor dem 1. Ja-
nuar 2016 endenden täglichen, wöchentlichen und monatlichen Lohnzahlungs-
zeitraum gezahlt wird, ist zu berücksichtigen, dass § 32a Absatz 1 und § 51a
Absatz 2a Satz 1 in der am 23. Juli 2015 geltenden Fassung bis zum 30. Novem-
ber 2015 nicht angewandt wurden (Nachholung). 3Das Bundesministerium der
Finanzen hat im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder
entsprechende Programmablaufpläne aufzustellen und bekannt zu machen
(§ 39b Absatz 6 und § 51 Absatz 4 Nummer 1a).
(33) 1§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 Buchstabe c ist erstmals auf Wirt-
schaftsgüter des Umlaufvermögens anzuwenden, die nach dem 28. Februar
2013 angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt werden.
2§ 32b Absatz 1 Satz 3 in der Fassung des Artikels 11 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2013 (BGBl. I S. 4318) ist in allen offenen Fällen anzuwenden. 3§ 32b
Absatz 3 bis 5 in der am 1. Januar 2017 geltenden Fassung ist erstmals für ab
dem 1. Januar 2018 gewährte Leistungen anzuwenden.
(33) § 32d Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b in der Fassung des Artikels 7 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3000) ist erstmals auf Anträge für
den Veranlagungszeitraum 2017 anzuwenden.
(34) 1§ 34a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2794) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2008 anzuwenden.
2§ 34a Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 und Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals für unentgeltliche
Übertragungen nach dem 5. Juli 2017 anzuwenden.
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(34a) Für Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2014 ist § 34c Absatz 1
Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung in allen Fällen, in
denen die Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist, mit der
Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Wörter „Summe der Einkünfte“
die Wörter „Summe der Einkünfte abzüglich des Altersentlastungsbetrages
(§ 24a), des Entlastungsbetrages für Alleinerziehende (§ 24b), der Sonderausga-
ben (§§ 10, 10a, 10b, 10c), der außergewöhnlichen Belastungen (§§ 33 bis 33b),
der berücksichtigten Freibeträge für Kinder (§§ 31, 32 Absatz 6) und des
Grundfreibetrages (§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1)“ treten.
(34b) 1§ 34d Nummer 4 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb in der Fassung des
Artikels 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist erstmals
auf Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen anzuwenden, bei denen die
Veräußerung nach dem 31. Dezember 2018 erfolgt, und nur soweit den Gewin-
nen nach dem 31. Dezember 2018 eingetretene Wertveränderungen zugrunde
liegen. 2§ 34d Nummer 7 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom
11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist erstmals auf Wertveränderungen anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 2018 eintreten.
(35) 1§ 34f Absatz 3 und 4 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes vom 25. Februar
1992 (BGBl. I S. 297) ist erstmals anzuwenden bei Inanspruchnahme der Steu-
erbegünstigung nach § 10e Absatz 1 bis 5 in der Fassung des Gesetzes vom
25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297). 2§ 34f Absatz 4 Satz 1 ist erstmals anzuwen-
den bei Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung nach § 10e Absatz 1 bis 5
oder nach § 15b des Berlinförderungsgesetzes für nach dem 31. Dezember 1991
hergestellte oder angeschaffte Objekte.
(35a) 1§ 35c ist erstmals auf energetische Maßnahmen anzuwenden, mit deren
Durchführung nach dem 31. Dezember 2019 begonnen wurde und die vor dem
1. Januar 2030 abgeschlossen sind. 2Als Beginn gilt bei energetischen Maßnah-
men, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der
Bauantrag gestellt wird. 3Bei nicht genehmigungsbedürftigen Vorhaben für
solche Vorhaben, die nach Maßgabe des Bauordnungsrechts der zuständigen
Behörde zur Kenntnis zu geben sind, gilt als Beginn der Zeitpunkt des Ein-
gangs der Kenntnisgabe bei der zuständigen Behörde und für sonstige nicht ge-
nehmigungsbedürftige, insbesondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrens-
freie Vorhaben, der Zeitpunkt des Beginns der Bauausführung. 4§ 36a in der
am 27. Juli 2016 geltenden Fassung ist erstmals auf Kapitalerträge anzuwen-
den, die ab dem 1. Januar 2016 zufließen. 5§ 36a in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals auf Kapital-
erträge anzuwenden, die ab dem 1. Januar 2019 zufließen.
(36) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehörden der Länder in einem Schreiben mitteilen, wann die
in § 39 Absatz 4 Nummer 4 und 5 genannten Lohnsteuerabzugsmerkmale erst-
mals abgerufen werden können (§ 39e Absatz 3 Satz 1). 2Dieses Schreiben ist
im Bundessteuerblatt zu veröffentlichen.
(37) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehörden der Länder in einem Schreiben mitteilen, ab wann
die Regelungen in § 39a Absatz 1 Satz 3 bis 5 erstmals anzuwenden sind. 2Die-
ses Schreiben ist im Bundessteuerblatt zu veröffentlichen.
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(37a) § 39f Absatz 1 Satz 9 bis 11 und Absatz 3 Satz 1 ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 2019 anzuwenden.
(37b) 1§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 4 in der am 23. Juli 2015 geltenden Fas-
sung ist erstmals anzuwenden auf laufenden Arbeitslohn, der für einen nach
dem 30. November 2015 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und
auf sonstige Bezüge, die nach dem 30. November 2015 zufließen. 2Bei der
Lohnsteuerberechnung auf laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem
30. November 2015, aber vor dem 1. Januar 2016 endenden täglichen, wöchent-
lichen und monatlichen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, ist zu berücksich-
tigen, dass § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 4 in der am 23. Juli 2015 geltenden
Fassung bis zum 30. November 2015 nicht angewandt wurde (Nachholung).
3Das Bundesministerium der Finanzen hat dies im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehörden der Länder bei der Aufstellung und Bekanntma-
chung der geänderten Programmablaufpläne für 2015 zu berücksichtigen
(§ 39b Absatz 6 und § 51 Absatz 4 Nummer 1a). 4In den Fällen des § 24b Ab-
satz 4 ist für das Kalenderjahr 2015 eine Veranlagung durchzuführen, wenn die
Nachholung nach Satz 2 durchgeführt wurde.
(37c) § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 in der am 17. November 2016 geltenden
Fassung ist erstmals anzuwenden auf Vorteile, die in einem nach dem 31. De-
zember 2016 endenden Lohnzahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge nach
dem 31. Dezember 2016 zugewendet werden, und letztmals anzuwenden auf
Vorteile, die in einem vor dem 1. Januar 2031 endenden Lohnzahlungszeit-
raum oder als sonstige Bezüge vor dem 1. Januar 2031 zugewendet werden.
(38) § 40a Absatz 2, 2a und 6 in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ist erst-
mals ab dem Kalenderjahr 2013 anzuwenden.
(39) (weggefallen)
(40) § 40b Absatz 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ist
weiter anzuwenden auf Beiträge für eine Direktversicherung des Arbeitneh-
mers und Zuwendungen an eine Pensionskasse, wenn vor dem 1. Januar 2018
mindestens ein Beitrag nach § 40b Absatz 1 und 2 in einer vor dem 1. Januar
2005 geltenden Fassung pauschal besteuert wurde.
(40a) 1§ 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in der Fassung des Artikels 2 des Geset-
zes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals für Lohnzahlungs-
zeiträume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 enden. 2§ 41a Ab-
satz 4 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016
(BGBl. I S. 310) gilt für eine Dauer von 60 Monaten und ist erstmals für laufen-
den Arbeitslohn anzuwenden, der für den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird,
der nach dem Kalendermonat folgt, in dem die Europäische Kommission die
Genehmigung zu diesem Änderungsgesetz erteilt hat; die Regelung ist erstmals
für sonstige Bezüge anzuwenden, die nach dem Monat zufließen, in dem die
Europäische Kommission die Genehmigung zu diesem Änderungsgesetz erteilt
hat. 3Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag der erstmaligen An-
wendung im Bundesgesetzblatt bekannt. 4Nach Ablauf der 60 Monate ist wie-
der § 41a Absatz 4 Satz 1 in der Fassung der Bekanntmachung des Einkom-
mensteuergesetzes vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862) anzuwenden.
(41) Bei der Veräußerung oder Einlösung von Wertpapieren und Kapitalforde-
rungen, die von der das Bundesschuldbuch führenden Stelle oder einer Landes-
schuldenverwaltung verwahrt oder verwaltet werden können, bemisst sich der

Anwendungsvorschriften | § 52

HHR Lfg. 298 Juni 2020 Hey | E 15



Steuerabzug nach den bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Vorschriften,
wenn die Wertpapier- und Kapitalforderungen vor dem 1. Januar 1994 emit-
tiert worden sind; dies gilt nicht für besonders in Rechnung gestellte Stückzin-
sen.
(42) 1§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b Satz 2 in der Fassung des Ar-
tikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) ist erstmals auf
Verträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 abgeschlossen werden.
2§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe c in der Fassung des Artikels 2 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals auf Kapitaler-
träge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2020 zufließen.
3§ 43 Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 7 und 8 in der am 1. Januar 2017 gel-
tenden Fassung ist erstmals anzuwenden auf Kapitalerträge, die dem Gläubiger
nach dem 31. Dezember 2016 zufließen. 4§ 43 in der Fassung des Artikels 3 des
Gesetzes vom 19. Juli 2017 (BGBl. I S. 1730) ist erstmals ab dem 1. Januar 2018
anzuwenden.
(42a) § 43a in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 19. Juli 2017
(BGBl. I S. 1730) ist erstmals ab dem 1. Januar 2018 anzuwenden.
(42b) § 43b und Anlage 2 (zu § 43b) in der am 1. Januar 2016 geltenden Fas-
sung sind erstmals auf Ausschüttungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2015 zufließen.
(43) 1Ist ein Freistellungsauftrag im Sinne des § 44a vor dem 1. Januar 2007 un-
ter Beachtung des § 20 Absatz 4 in der bis dahin geltenden Fassung erteilt wor-
den, darf der nach § 44 Absatz 1 zum Steuerabzug Verpflichtete den angegebe-
nen Freistellungsbetrag nur zu 56,37 Prozent berücksichtigen. 2Sind in dem
Freistellungsauftrag der gesamte Sparer-Freibetrag nach § 20 Absatz 4 in der
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) und der
gesamte Werbungskosten-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 2 in der Fas-
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) angegeben,
ist der Werbungskosten-Pauschbetrag in voller Höhe zu berücksichtigen.
(44) 1§ 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 2a in der Fassung des Artikels 2 des Geset-
zes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist erstmals auf Kapitalerträge
anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2020 zufließen. 2§ 44
Absatz 6 Satz 2 und 5 in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung ist für
Anteile, die einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuerge-
setzes in der am 12. Dezember 2006 geltenden Fassung sind, weiter anzuwen-
den. 3§ 44 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 19. Juli 2017 (BGBl. I
S. 1730) ist erstmals ab dem 1. Januar 2018 anzuwenden.
(45) 1§ 45d Absatz 1 in der am 14. Dezember 2010 geltenden Fassung ist erst-
mals für Kapitalerträge anzuwenden, die ab dem 1. Januar 2013 zufließen; eine
Übermittlung der Identifikationsnummer hat für Kapitalerträge, die vor dem
1. Januar 2016 zufließen, nur zu erfolgen, wenn die Identifikationsnummer der
Meldestelle vorliegt. 2§ 45d Absatz 1 in der am 1. Januar 2017 geltenden Fas-
sung ist erstmals anzuwenden auf Kapitalerträge, die dem Gläubiger nach dem
31. Dezember 2016 zufließen. 3§ 45d Absatz 3 in der am 1. Januar 2017 gelten-
den Fassung ist für Versicherungsverträge anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2016 abgeschlossen werden.
(45a) 1§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc in der Fas-
sung des Artikels 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist
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erstmals auf Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen anzuwenden, bei de-
nen die Veräußerung nach dem 31. Dezember 2018 erfolgt, und nur soweit den
Gewinnen nach dem 31. Dezember 2018 eingetretene Wertveränderungen zu-
grunde liegen. 2§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f in der Fassung des Arti-
kels 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist erstmals auf
Wertveränderungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2018 eintreten.
3§ 49 Absatz 1 Nummer 5 in der am 27. Juli 2016 geltenden Fassung ist erst-
mals auf Kapitalerträge anzuwenden, die ab dem 1. Januar 2018 zufließen.
4§ 49 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a und b in der am 26. Juli 2016 gel-
tenden Fassung ist letztmals anzuwenden bei Erträgen, die vor dem 1. Januar
2018 zufließen oder als zugeflossen gelten.
(46) 1§ 50 Absatz 1 Satz 3 in der Fassung des Artikels 8 des Gesetzes vom
20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3000) ist erstmals für Versorgungsleistungen
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2016 geleistet werden. 2Der Zeit-
punkt der erstmaligen Anwendung des § 50 Absatz 2 in der am 18. August
2009 geltenden Fassung wird durch eine Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung bestimmt, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf; dieser Zeitpunkt
darf nicht vor dem 31. Dezember 2011 liegen. 3§ 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I
S. 2451) ist erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2016 zufließen. 4§ 50 Absatz 4 in der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung
ist in allen offenen Fällen anzuwenden.
(47) 1Der Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung des § 50a Absatz 3 und 5 in
der am 18. August 2009 geltenden Fassung wird durch eine Rechtsverordnung
der Bundesregierung bestimmt, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf;
dieser Zeitpunkt darf nicht vor dem 31. Dezember 2011 liegen. 2§ 50a Absatz 7
in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ist erstmals auf Vergütungen anzu-
wenden, für die der Steuerabzug nach dem 31. Dezember 2014 angeordnet wor-
den ist.
(48) 1§ 50i Absatz 1 Satz 1 und 2 ist auf die Veräußerung oder Entnahme von
Wirtschaftsgütern oder Anteilen anzuwenden, die nach dem 29. Juni 2013
stattfindet. 2Hinsichtlich der laufenden Einkünfte aus der Beteiligung an der
Personengesellschaft ist die Vorschrift in allen Fällen anzuwenden, in denen
die Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt worden ist. 3§ 50i
Absatz 1 Satz 4 in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ist erstmals auf die
Veräußerung oder Entnahme von Wirtschaftsgütern oder Anteilen anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 2013 stattfindet. 4§ 50i Absatz 2 in der Fas-
sung des Artikels 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3000) ist
erstmals für Einbringungen anzuwenden, bei denen der Einbringungsvertrag
nach dem 31. Dezember 2013 geschlossen worden ist.
(49) 1§ 51a Absatz 2c und 2e in der am 30. Juni 2013 geltenden Fassung ist erst-
mals auf nach dem 31. Dezember 2014 zufließende Kapitalerträge anzuwenden.
(49a) 1§ 62 Absatz 1a in der am 18. Juli 2019 geltenden Fassung ist für Kinder-
geldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 31. Juli
2019 beginnen. 2§ 62 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 in der Fassung des Artikels 3
des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist für Kindergeldfest-
setzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 29. Februar
2020 beginnen. § 62 Absatz 2 Nummer 5 in der Fassung des Artikels 3 des Ge-
setzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist für Kindergeldfestsetzun-
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gen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 31. Dezember 2019 be-
ginnen. 3Die §§ 62, 63 und 67 in der am 9. Dezember 2014 geltenden Fassung
sind für Kindergeldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die
nach dem 31. Dezember 2015 beginnen. 4Die §§ 62, 63 und 67 in der am 9. De-
zember 2014 geltenden Fassung sind auch für Kindergeldfestsetzungen anzu-
wenden, die Zeiträume betreffen, die vor dem 1. Januar 2016 liegen, der Antrag
auf Kindergeld aber erst nach dem 31. Dezember 2015 gestellt wird. 5§ 66 Ab-
satz 1 in der am 23. Juli 2015 geltenden Fassung ist für Kindergeldfestsetzun-
gen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 31. Dezember 2014 be-
ginnen. 6§ 66 Absatz 1 in der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung ist für Kin-
dergeldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem
31. Dezember 2015 beginnen. 7§ 66 Absatz 1 in der am 1. Januar 2017 gelten-
den Fassung ist für Kindergeldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume be-
treffen, die nach dem 31. Dezember 2016 beginnen. 8§ 66 Absatz 1 in der am
1. Januar 2018 geltenden Fassung ist für Kindergeldfestsetzungen anzuwenden,
die Zeiträume betreffen, die nach dem 31. Dezember 2017 beginnen. 9§ 66 Ab-
satz 3 ist auf Anträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2017 und vor
dem 18. Juli 2019 eingehen. 10§ 69 in der am 1. Januar 2018 geltenden Fassung
ist erstmals am 1. November 2019 anzuwenden. 11§ 66 Absatz 1 in der Fassung
des Artikels 2 des Gesetzes vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2210) ist für
Kindergeldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem
30. Juni 2019 beginnen.
(50) 1§ 70 Absatz 1 Satz 2 ist auf Anträge anzuwenden, die nach dem 18. Juli
2019 eingehen. 2§ 70 Absatz 4 in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung
ist weiter für Kindergeldfestsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen,
die vor dem 1. Januar 2012 enden.
(51) 1§ 89 Absatz 2 Satz 1 in der am 1. Januar 2017 geltenden Fassung ist erst-
mals für die Übermittlung von Daten ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden.
2§ 89 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 11. De-
zember 2018 (BGBl. I S. 2338) ist erstmals für die Übermittlung von Daten ab
dem 1. Januar 2020 anzuwenden.
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Für jede Änderung des EStG bedarf es einer Bestimmung, ab wann die neue
Rechtslage zur Anwendung kommt. Diese findet sich in § 52.
Die Kommentierung der einzelnen Bestimmungen des § 52 findet sich nicht an
dieser Stelle, sondern jeweils im Zusammenhang mit der materiell-rechtl. Vor-
schrift, deren zeitlicher Anwendungsbereich geregelt wird.

B. Rechtsentwicklung des § 52

Neufassung von § 52 durch KroatienAnpG v. 25.7.2014 (BGBl. I 2014, 1266;
BStBl. I 2014, 1126): Mit dem KroatienAnpG hat der Gesetzgeber die Übergangs-
vorschriften von EStG und KStG einer strukturellen Bereinigung unterzogen. Ne-
ben der Einf. neuer Übergangsvorschriften, die erforderlich waren, um das Inkraft-
treten der materiellen Änderungen durch das KroatienAnpG festzulegen, wur-
den all jene Absätze des § 52 gestrichen, die sich auf länger zurückliegende Ände-
rungen bezogen. Soweit diese Absätze über den zeitlichen Anwendungsbereich
hinausgehende Regelungen enthalten, die sich nicht durch Zeitablauf erledigt ha-
ben, sind diese in die jeweilige Stammvorschrift übernommen worden (s. Synopse,
Anm. 4 – Stand 3/2015 –, abrufbar im elektronischen HHR-Archiv unter
www.ertragsteuerrecht.de/hhr_archiv.htm). Zudem wurde der durch UntStRefG
2008 v. 14.8.2007 (BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630) eingeführte § 52a, in
dem die Anwendungsvorschriften zur Einf. der Abgeltungsteuer geregelt waren, in
§ 52 integriert. Durch die Neuordnung ist es zu einer kompletten Umbesetzung
der einzelnen Absätze des § 52 gekommen (s. Synopse, § 52 Anm. 5 – Stand April
2016 –, abrufbar im elektronischen HHR-Archiv unter www.ertragsteuerrecht.de/
hhr_archiv.htm). Gleichzeitig konnte der zuvor auf über 100 Absätze angeschwol-
lene § 52 auf rund die Hälfte gekürzt werden. Es handelt sich um eine rein redak-
tionelle Maßnahme ohne Einfluss auf die Fortgeltung der bisherigen Übergangsre-
geln (BTDrucks. 18/1529, 60; zur Bedeutung des Wegfalls bzw. der Überschrei-
bung von Übergangsvorschriften s. auch Anm. 3). Erwartungsgemäß hat die
Vorschrift seit dieser Bereinigungsmaßnahme durch Einf. zahlreicher „Buchsta-
benabsätze“ schon wieder beträchtlich an Umfang zugelegt.
Der neu gefasste § 52 wird durch jedes Änderungsgesetz zum EStG fortgeschrie-
ben, zuletzt durch das Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im
Steuerrecht (KlimaschutzUmsG) v. 21.12.2019 (BGBl. I 2019, 2886; BStBl. I 2020,
138).

C. Bedeutung des § 52

Regelung iSv. Art. 82 Abs. 2 Satz 1 GG: § 52 entspricht Art. 82 Abs. 2 Satz 1 GG,
wonach jedes Gesetz den Tag seines Inkrafttretens bestimmen soll (zur Funktion
steuergesetzlicher Anwendungsvorschriften im Verhältnis zu Art. 82 Abs. 2 Satz 1
GG s. auch Rüsch in Wendt/Suchanek/Möllmann/Heinemann, 2019, § 36 GewStG
Rz. 2). Abs. 1 ordnet vorbehaltlich abweichender Regelungen an, ab welchem VZ
das EStG in seiner aktuellen Fassung erstmals anzuwenden ist. Die Sätze 2 und 3
enthalten Sonderregeln für die Anwendung der jeweiligen EStG-Fassung beim
StAbzug im Rahmen der LSt und KapErtrSt. Die Abs. 2 ff. sehen für einzelne Vor-
schriften des EStG eine frühere oder spätere Anwendung vor. Aufgrund der Viel-
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zahl derartiger spezieller Anwendungsvorschriften gibt die in Abs. 1 enthaltene
Grundregel nur einen ersten Anhaltspunkt für die Bestimmung, welche Gesetzes-
fassung auf einen Sachverhalt anwendbar ist. Weitere Regelungen zum zeitlichen
Anwendungsbereich sind in den Einzelnormen des EStG enthalten.
Verfassungsrechtliche Bedeutung der Übergangsregeln in § 52 Abs. 2 ff.: Die
einzelnen Absätze des § 52 enthalten zT komplexe Übergangsregeln, in denen der
Gesetzgeber mittels der Festlegung von Stichtagen bestimmt, auf welche Sachver-
halte altes und auf welche Sachverhalte neues Recht Anwendung findet, zT enthal-
ten die Abs. 2 ff. auch eigenständige Regelungen, die nur für den Übergangszeit-
raum gelten (zB § 52 Abs. 9 Satz 3). Zweck der in Abs. 2 ff. normierten Übergangs-
regeln ist die Gewährung von Vertrauensschutz für Sachverhalte, die vor der
Gesetzesänderung verwirklicht wurden bzw. mit deren Verwirklichung der Stpfl.
begonnen hat. Grundsätzlich ist es Aufgabe der Abs. 2 ff., belastende Rückwirkun-
gen zu vermeiden oder abzumildern.

▸ Verfassungskonforme Auslegung: Dieser Zielsetzung ist auch im Rahmen verfas-
sungskonformer Auslegung der Anwendungsvorschriften Rechnung zu tragen
(s. Einf. ESt. Anm. 151).

▸ Grundsätzlich weiter Gestaltungsspielraum bei der Normierung von Übergangs-
regeln: Bei der Ausgestaltung von Übergangsregeln wird dem Gesetzgeber aller-
dings grds. ein weiter Gestaltungsspielraum zugestanden (BVerfG v. 8.2.1977 –
1 BvR 79/70, BVerfGE 43, 242 [288]; Hey, Steuerplanungssicherheit als Rechts-
problem, 2002, 392 ff.). Dementsprechend wenig regelhaft sind die Anwen-
dungsvorschriften des § 52. Zu einer Verschärfung der Anforderungen führt al-
lerdings das Urt. des BVerfG v. 17.11.2009 (BVerfG v. 17.11.2009 – 1 BvR
2192/05, BVerfGE 125, 1), wonach der Gesetzgeber trotz seines weiten Gestal-
tungsspielraums bei der Umstrukturierung komplexer Regelungssysteme bei
der Ausgestaltung der Übergangsvorschriften durch Art. 3 Abs. 1 GG gebunden
bleibt.

▸ Verschärfung der Rechtsprechung zur unechten Rückwirkung: Rechtstaatlichen
Bedenken begegnet häufig die Wahl des Stichtags für die Anwendung des
neuen Rechts. Liegt dieser vor der Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetz-
blatt (zB Tag des Bundestagsbeschlusses, vgl. Abs. 3 bezüglich § 2b), stellt sich
die Frage nach dem Eingreifen verfassungsrechtl. Rückwirkungsverbote (s. aus-
führl. Einf. ESt. Anm. 331 ff.).

Deutlich verschärft hat das BVerfG dabei seine Rspr. zur verfassungsrechtl. Zuläs-
sigkeit unechter Rückwirkung in den Beschlüssen des Ersten Senats v. 7.7.2010 zur
Verlängerung der Veräußerungsfrist des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 (BVerfG v. 7.7.
2010 – 2 BvL 14/02, 2 BvL 2/04, 2 BvL 13/05, BStBl. II 2011, 76), zur rückwirken-
den Absenkung der Wesentlichkeitsgrenze in § 17 Abs. 1 Satz 4 (BVerfG v. 7.7.
2010 – 2 BvR 748/05, 2 BvR 753/05, 2 BvR 1738/05, BVerfGE 127, 61) sowie zur
Abschaffung des halben StSatzes für Abfindungen (BVerfG v. 7.7.2010 – 2 BvL 1/
03, 2 BvL 57/06, 2 BvL 58/06, BVerfGE 127, 31). Hatte das BVerfG in der Vergan-
genheit im Fall unechter Rückwirkung grds. keine Übergangsregeln gefordert (s.
Einf. ESt. Anm. 535), so erkennt und fordert es nunmehr Übergangsregeln als In-
strument zur Herstellung der Verhältnismäßigkeit einer Gesetzesänderung, die in
der Vergangenheit ins Werk gesetzte Sachverhalte erfasst. Schutzwürdig ist der
Stpfl., wenn sich der unter altem Recht begonnene Sachverhalt zu einer konkreten
Vermögensposition verfestigt hat (zB die Möglichkeit, Wertzuwächse nach Ablauf
der Veräußerungsfrist stfrei zu realisieren). Die Anwendung einer verschärfenden
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StRechts-Änderung auf derart in der Vergangenheit erworbene Vermögenspositio-
nen ist nur dann mit dem Rechtsstaatsprinzip vereinbar, „wenn sie [die Rückwir-
kung] zur Förderung des Gesetzeszwecks geeignet und erforderlich ist und wenn
bei einer Gesamtabwägung zwischen dem Gewicht des enttäuschten Vertrauens
und dem Gewicht und der Dringlichkeit der die Rechtsänderung rechtfertigenden
Gründe die Grenze der Zumutbarkeit gewahrt bleibt“ (BVerfG v. 7.7.2010 – 2 BvL
14/02, 2 BvL 2/04, 2 BvL 13/05, BStBl. II 2011, 76, 1. Leitsatz; aktuell BVerfG v.
10.4.2018 – 1 BvR 1236/11, FR 2018, 427, Rz. 140); zu Einzelheiten Einf. ESt.
Anm. 336 f. Gesteigerte Anforderungen an die Rechtfertigung unecht rückwirken-
der Gesetzesänderungen innerhalb des laufenden VZ hat auch der Erste Senat des
BVerfG gestellt (BVerfG v. 10.10.2012 – 1 BvR 6/07, BVerfGE 132, 302) und ist da-
mit dem Zweiten Senat im Wesentlichen gefolgt. Rückwirkungen in laufenden
Veranlagungs- und Erhebungszeiträumen stünden den Fällen echter Rückwirkung
in vielerlei Hinsicht „nahe“ und unterlägen daher „besonderen Anforderungen“
unter den Gesichtspunkten von Vertrauensschutz und Verhältnismäßigkeit (2.
Leitsatz). Verbindliche Dispositionen sollen, unabhängig von der Entstehung des
Steueranspruchs erst mit Ablauf des Veranlagungs-/Erhebungszeitraums, bereits
dann besonderen Schutz genießen, wenn das letzte Tatbestandsmerkmal des jewei-
ligen Einzeltatbestands verwirklicht ist (zB Zufluss einer Dividende). Der Gesetz-
geber scheint die neuen Vorgaben zu beachten. Die früheren Rückwirkungen auf
den 1. Januar eines Jahres in erst Ende Dezember verkündeten Gesetzen sind deut-
lich seltener geworden.

▸ Verschärfung der Rechtsprechung zu rückwirkender Klarstellung durch echt rück-
wirkende Gesetze: Zu einer weiteren Verschärfung führt BVerfG v. 17.12.2013
(BVerfG v. 17.12.2013 – 1 BvL 5/08, FR 2014, 326, mit Sondervotum Masing),
indem die häufig vom Gesetzgeber in Anspruch genommene rückwirkende
Klarstellung mW für abgeschlossene VZ (zB § 52 Abs. 30a zu § 12 Nr. 5) bzw.
alle noch nicht bestandskräftig veranlagten Fälle für grds. unzulässig erklärt
wurde, soweit diese konstitutiv wirkt. Dies soll insbes. gelten, wenn der Gesetz-
geber einer höchstrichterlich geklärten Auslegung des Gesetzes nachträglich
den Boden entzieht. Dem ist uneingeschränkt zuzustimmen. Allerdings bleibt
die rückwirkende Wiederherstellung der bisherigen Rechtslage bei sofortiger
Korrektur einer für den Stpfl. günstigen Rechtsprechungsänderung nach Auf-
fassung des BVerfG wohl zulässig.

Die neue Rspr. ist harscher Kritik seitens des staatsrechtl. Schrifttums ausgesetzt
(Lepsius, JZ 2014, 488). Angesichts der gehäuften Fälle rückwirkender Nichtan-
wendungsgesetzgebung und der diesbezüglichen Normenkontrollanträge (s. BFH
v. 7.12.2010 – IX R 70/07, BStBl. II 2011, 346 [Az. BVerfG 2 BvL 1/11]; BFH v. 6.6.
2013 – I R 38/11, BStBl. II 2014, 398 [Az. BVerfG 2 BvL 7/13 und 18/13]; BFH v.
11.12.2013 – I R 4/13, BStBl. II 2014, 791 [Az. BVerfG 2 BvL 15/14]; BFH v. 20.8.
2014 – I R 86/13, BStBl. II 2015, 18 [Az. BVerfG 2 BvL 21/14]) ist mit weiteren
Entscheidungen zu diesem Fragenkomplex zu rechnen.
Bedeutung des Wegfalls einzelner Absätze: § 52 muss bei nahezu jeder Änderung
des EStG angepasst werden. Hierbei können einzelne Absätze entfallen oder durch
neue Vorschriften ersetzt werden, ohne dass die ursprüngliche Anwendungsregel
aufgehoben werden soll. Dies ist insbes. bei kurzfristigen Mehrfachänderungen ein
und derselben Vorschrift der Fall. Nach BFH (BFH v. 25.7.1991 – XI R 36/89,
BStBl. II 1992, 26) bleibt die ursprüngliche Anwendungsregel hiervon unberührt,
soweit sich die spätere Anwendungsregel auf eine andere Gesetzesfassung bezieht.

C. Bedeutung | Anm. 3 § 52

HHR Lfg. 298 Juni 2020 Hey | E 21



Vorschriften in § 52 über die erstmalige Anwendung neuer Bestimmungen gelten
auch dann weiter, wenn sie in späteren Gesetzesfassungen nicht mehr enthalten
sind. Diese Vorgehensweise mag, insbes. wenn es sich um Anwendungsvorschrif-
ten zu weit zurückliegenden Änderungen handelt, im Interesse der Übersichtlich-
keit der ohnehin ausufernden Vorschrift des § 52 geboten sein, wobei auch die Be-
reinigung durch das KroatienAnpG angesichts der Änderungsintensität von EStG-
Vorschriften nur von kurzer Dauer sein wird. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist zu for-
dern, dass sich anhand der jeweiligen Fassung des § 52 sämtliche Anwendungsfra-
gen klären lassen. Zur Zulässigkeit einer auf § 51 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 gestützten mi-
nisteriellen Anpassung von § 52 zu Recht krit. Kirchhof in Kirchhof, 18. Aufl. 2019,
§ 52 Rz. 6.
Weitere spezielle Übergangsregeln zu einzelnen umfangreicheren Gesetzesände-
rungen bzw. zur Anwendung des EStG im Zuge der Wiedervereinigung finden
sich in §§ 55 bis 58.
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